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Sicherheit von Atomtransporten 


Ein Unglück mit Atomtransporten im Schienenverkehr wurde bis zum 
Zeitpunkt, als es sich am 4. Februar 1997 um 6.31 Uhr auf französischem 
Boden und kurz nach Überquerung des Grenzübergangs Perl-Apach 
ereignete, als „absolut unmöglich" und „völlig ausgeschlossen" be- 
zeichnet: Die Lok und die ersten vier Wagen eines mit 180 Tonnen 
Atommüll beladenen Zuges sprangen aus dem Gleis - und stürzten 
glücklicherweise nicht um. 

Sogleich wurde regierungsamtlich erklärt, es sei „keine Radioaktivität 
ausgetreten"; dies hätte „selbst im Fall eines Umstürzens der Behälter 
nicht erfolgen können" (Neues Deutschland vom 5. Februar 1997). Dabei 
wurde zu diesem Zeitpunkt noch davon ausgegangen, es handle sich um 
Castor-Behälter. Tatsächlich handelte es sich um Behälter vom britischen 
Typ Excellox 6, deren Zustand zu diesem Zeitpunkt noch gar nicht un- 
tersucht war (Frankfurter Rundschau vom 5. Februar 1997). Längst ist 
dokumentiert, daß Radioaktivität bei solchen Transporten entweichen 
kann - es hängt lediglich davon ab, von welcher Höhe ein entgleister 
Waggon mit Atombehältern abstürzt. Der Gleisbruch, der am 4. Februar 
1997 Ursache für das Unglück war, kann sich überall ereignen - z. B, 
auch auf einer Brücke. 

Im weiteren Verlauf sollte der Atomtransport per Schiff (über Dünkir- 
chen) nach Großbritannien gelangen. Die feste Verbindung durch den 
Eurotunnel wird auffälligerweise vermieden. 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Beförderung ra- 
dioaktiver Stoffe bei Einhaltung der dafür geltenden nationalen 
und internationalen Vorschriften sicher ist und keinen Anlaß zur 
Besorgnis vor Gefahren für die Bevölkerung gibt. 

Unfälle wie der von Perl/Apach steilen keine nennenswerte Be- 
anspruchung für die „Excellox 6-Behälter" dar. Diese sind selbst 
gegen sehr hohe Unfallbelastungen ausgelegt; damit ist eine 
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unzulässige Freisetzung von Radioaktivität selbst nach schwer- 
sten Unfällen nicht zu erwarten. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat es bisher im Zusammen- 
hang mit der Beförderung radioaktiver Stoffe keine Zwischenfälle 
gegeben, bei denen Personen durch Strahlung und durch freige- 
setzte radioaktive Stoffe nachweislich geschädigt worden sind. Es 
besteht daher kein Grund zu Befürchtungen im Hinblick auf die 
Transporte, die im Rahmen des Kernbrennstoffkreislaufs und zur 
Endlagerung und Zwischenlagerung erforderlich sind. 

Die für den Transport radioaktiver Stoffe geltenden Vorschriften 
sind aufgrund der Empfehlungen der Internationalen Atom- 
energie-Organisation (sog. IAEO-Empfehlungen) in europäischen 
Abkommen und nationalen Gesetzen und Verordnungen für alle 
Verkehrsträger unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
jeweils eingesetzten Verkehrsträgers festgelegt. Sie werden den 
neuen technischen Erkenntnissen ständig angepaßt. 

Hingewiesen wird ferner darauf, daß die Wagen nicht mit 
„Atommüll" beladen waren. Es handelt sich um Wertstoffe, die in 
der Aufarbeitung noch vom Abfall abgetrennt werden. 

Dies vorausgeschickt werden die Fragen wie folgt beantwortet: 


1. Was war nach den aktuellen Erkenntnissen der Bundesregierung 
die Ursache für das Bahnunglück mit dem Atomtransport am 
4. Februar 1997? 

/ 


Die Ursache für die Entgleisung ist noch nicht bekannt. Es findet 
derzeit eine Untersuchung durch die zuständigen französischen 
Behörden statt. 


2. Wie genau definiert die Bundesregierung die Art und Strahlung der 
atomaren Ladung des besagten Transportes? 


Es handelte sich um abgebrannte Brennelemente, die sowohl 
Alpha-, Beta-, Gamma- als auch Neutronenstrahlen aussenden. 
Aus Abbrandberechnungen und praktischen Erfahrungen ist das 
Aktivitätsinventar der bestrahlten Brennelemente hinreichend 
bekannt, daraus leiten sich Dosisleistungswerte außerhalb der 
Versandstücke ab. Die Einhaltung der durch die Gefahrgutver- 
ordnungen gegebenen Grenzwerte wurden vor Abgang der 
Transporte meßtechnisch bestätigt. 


3. Treffen insbesondere Berichte zu, daß die Ladung auch Plutonium 
enthielt, und wenn ja, in welcher Form und in welcher Menge? 


Die Ladung enthielt auch Plutonium, das beim Einsatz von Brenn- 
elementen im Reaktor entsteht. Das Plutonium ist weiterhin in den 
„Pellets" (Kernbrennstoff in widerstandsfähiger fester Form) ge- 
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bunden. Je Typ B -Versandstück waren max. 22 kg spaltbares Plu- 
tonium vorhanden. 


4. a) Stimmt die Bundesregierung zu, daß es sich um einen besonders 
umfangreichen Transport radioaktiven Materials handelte, wenn 
nach Angaben des Bunde sministeriums für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit zwischen 1973 und 1995 insgesamt 
1 500 Transporte „etwa 5 000 Tonnen radioaktives Material" 
(„Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 5. Februar 1997) be- 
fördert wurden, der besagte Transport am 4. Februar 1997 jedoch 
180 Tonnen radioaktives Material geladen haben soll? 

b) Wie hoch waren in den vergangenen Jahren die jeweils ge- 
ladenen Mengen radioaktiven Materials bei Transporten abge- 
brannter Brennelemente? 

c) Welche Anzahl von Transporten in die Wiederaufbereitungs- 
anlagen La Hague und Sellafield gab es seit 1993 außer den in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage der Gruppe der PDS auf 
Drucksache 13/2701 genannten, und wie viele davon wurden 

— in Castor-Behältern, 

— in Excellox-Behältern, 

— in anderen Behältern 
transportiert? 


Zu 4 a) 

Nein, entgegen der Annahme in der Frage handelte es sich um 
bestrahlte Brennelemente mit einer Masse von etwa 9,6 t. 

Zu 4 b) 

Die Beladung ist sehr stark vom Behältertyp abhängig. Sie liegt im 
allgemeinen zwischen 2 000 kg und 10 000 kg. 

Zu 4 c) 

In den Jahren von 1993 bis 1996 fanden zu den Wiederaufar- 
beitungsanlagen Sellafield (GB) und COGEMA (F) 294 Transporte 
statt. Es wurden im wesentlichen folgende Behälter benutzt: 
CASTOR Sl, TN 17/2, TN 12/2, TN 10/1, TN 13/2, TN 12/1, NTL 
11/04, Excellox, NTL 3M. Eine weitere Aufschlüsselung, welcher 
Behältertyp wie oft verwendet wurde, könnte nur mit einem 
unverhältnismäßig hohen Aufwand durchgeführt werden. 


5. Auf welcher Streckenführung verlief der Atomtransport von seinem 
Beginn beim AKW Emsland, und auf welcher Streckenführung 
hätte er durch Frankreich geführt werden sollen? 


Die Beförderung erfolgte von Lingen nach Apach (französische 
Grenze). Die Streckenführung in Frankreich ist hier nicht be- 
kannt, sie kann über verschiedene Strecken erfolgen. 


6. Stimmt die Bundesregierung Informationen zu, wonach Castor-Be- 
hälter einen Fall aus neun Meter Höhe unbeschadet überstehen? 


Ja. 
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7. Trifft diese Fallsicherheit auch für die beim fraglichen Transport 
verwandten Behälter vom Typ Excellox 6 zu? 


Ja. 


8. Wie viele Brücken mit einer Höhe über neun Metern gibt es auf der 
für den Transport vom 4. Februar 1997 benutzten Route durch die 
Bundesrepublik Deutschland, durch Frankreich und Groß- 
britannien? 


Offensichtlich hat eine falsche Information über die Testkriterien, 
u. a. „9 Meter Fall auf eine unnachgiebige Platte", zu dieser Frage 
geführt. 

Die Tests nach den IAEO-Empfehlungen bestehen aus kumula- 
tiven mechanischen und thermischen Prüfungen zur Demonstra- 
tion der Unfallsicherheit. Dabei wurde für die Betrachtung von 
Transportszenarien bedacht, daß Brücken erheblich höher sein 
können als 9 m, Züge schneller fahren als 50 km/h (dieses ist die 
Endgeschwindigkeit beim 9 m-Falltest auf ein unnachgiebiges 
Aufprallfundament) und Brände länger dauern können als 30 Min. 
und partiell „heißer" sein können als 800 °C. 

Dem wird mit den Prüfbedingungen Rechnung getragen, unter 
denen die IAEO-Tests stattfinden: Ein unnachgiebiges Auf- 
prallfundament gemäß den IAEO-Prüfanforderungen wird in der 
Realität schwerlich zu finden sein. Bedingt durch das unnach- 
giebige Aufprallfundament beim 9 m-Falltest wird die gesamte 
Fallenergie von dem Behälter aufgenommen und nicht, wie bei 
Eisenbahnbetriebs- oder Straßenverkehrsunfällen die Regel, 
größtenteils auf die Unfallpartner oder einen nachgiebigen Un- 
tergrund übertragen, Die Stoßkraft beim Aufprall auf das absolut 
unnachgiebige Prüfstandfundament ist höher als selbst beim Auf- 
prall mit weit höherer Geschwindigkeit auf diese nachgiebigen 
Hindernisse. 

Durch diese Prüfmethode ist nachgewiesen, daß Typ B-Behälter 
alle zu unterstellenden Unfälle unversehrt überstehen, was auch 
durch weitergehende Untersuchungen (z.B. Crashtests in den 
USA und England sowie 200 m-Fallversuche in Deutschland) ge- 
zeigt werden konnte. 


9. Ist es zutreffend, daß der Transport ab Dünkirchen mit einem Schiff 
erfolgen sollte, und wenn ja, um welche Art Schiff sollte es sich 
handeln, und welche Art Absicherung sind auf diesem Schiff gegen 
Unfälle vorhanden? 


Es ist Aufgabe der französischen und britischen Behörden, die Art 
des Schiffes festzulegen; soweit hier bekannt ist, werden Schiffe 
mit höchstem Sicherheitsstandard unter Berücksichtigung der 
Beschlüsse der Internationalen Seeschiffahrtsorganisation ver- 
wendet. 
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10. Bis zu welcher Tiefe halten die zum Einsatz gelangten Atomtrans- 
portbehälter dem Wasserdruck im Meer stand, und wie tief sind die 
zu durchfahrenden Gewässer Ärmelkanal und Irische See auf der 
ausgesuchten Route? 


Die Tests nach den IAEO-Empfehlungen sehen vor, daß die Typ B- 
Behälter, die für die Beförderung abgebrannter Brennelemente 
verwendet werden, einer Wassersäule von mindestens 200 m ohne 
Bruch der dichten Umschließung widerstehen müssen. 

Angaben, welche Route befahren werden sollte, hegen hier nicht 
vor. 


11. Warum wurde eine Passage auf dem Wasser gewählt, obwohl in- 
zwischen eine feste Schienenverbindung (Eurotunnel) existiert? 


Aufgrund des sicheren Transportkonzepts (unfallsichere Verpak- 
kung) können grundsätzlich alle Verkehrswege und alle Ver- 
kehrsträger bei der Beförderung radioaktiver Stoffe benutzt wer- 
den. 

Es fällt in die Zuständigkeit der verantwortlichen französischen 
und englischen Behörden, den tatsächlichen Beförderungsweg 
mit dem Antragsteller abzustimmen und diesen zu genehmigen. 


12. Welche Preise fallen bei dem fraglichen Transport über See an, und 
welche würden im Fall einer Querung im Eurotunnel anfallen? 


Es handelt sich um Transporte, die nach privatwirtschaftlichen 
Grundsätzen abgewickelt werden, so daß hierzu keine Angaben 
gemacht werden können. 


13. Welches Bahnpersonal hat den fraglichen Transport begleitet: 

a) wie viele Personen, 

b) welcher Arbeitgeber, 

c) welche Ausbildung 

jeweils auf deutscher und französischer Seite? 


Der Güterzug wurde von einem Lokführer geführt; zum Trans- 
portpersonal gehörten außerdem ein Beförderungsbevollmäch- 
tigter und ein Begleiter. Aus Sicherungs- und Sicherheitsgründen 
können hierzu weitere Angaben nicht gemacht werden. 


14. Welche Veränderungen hätten sich hinsichtlich der personellen Be- 
gleitung und der in Frage 13 genannten Kriterien beim weiteren 
Transport über Wasser ergeben? 


Hierzu können keine Angaben von hier aus gemacht werden, weil 
die Beförderung mit Seeschiffen außerhalb des Hoheitsgebiets der 
Bundesrepublik Deutschland erfolgte. 
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